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Urteil 
  

IM NAMEN DES VOLKES 

 
In der Sache 
 
V. S.,  

- Kläger und Berufungsbeklagter - 
 
Prozessbevollmächtigte: 
Rechtsanwälte L. 

 
gegen 

 
B. W., 

- Beklagte und Berufungsklägerin - 
 
Prozessbevollmächtigte: 
Rechtsanwälte L. 

 
 
 

  
erkennt das Hanseatische Oberlandesgericht - 13. Zivilsenat - durch den Vorsitzenden Richter 
am Oberlandesgericht P., die Richterin am Oberlandesgericht L. und die Richterin am 
Oberlandesgericht z. V. auf Grund der mündlichen Verhandlung vom 22.04.2015 für Recht: 

 
 
1. Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Landgerichts Hamburg vom 3.9.2014 (329 

O 87/14) abgeändert und die Klage abgewiesen. 

Gründe: 

 
I. 

Der Kläger nimmt die Beklagte auf Zahlung nach Widerruf eines Darlehensvertrages in 

Anspruch.  

Wegen der tatsächlichen Feststellungen wird gem. § 540 Abs.1 Nr.1 ZPO auf den Tatbestand 

des landgerichtlichen Urteils genommen. Ergänzend ist auszuführen, dass der Kläger von Beruf 
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Bankbetriebswirt und Geschäftsführer und Gründungsgesellschafter der P. V. ist, die auf die 

Beratung vermögender Privatkunden spezialisiert ist. Für diese vermittelte der Kläger selbst 

Beteiligungen an Dritte, u.a.in jedenfalls 8 Fällen auch Beteiligungen an der hier 

streitgegenständlichen W. D. sowie teilweise auch deren Finanzierung durch die Beklagte. Die 

P. V. vermittelte weitere 31 Beteiligungen. 

Am 5.6.2008 trat der Kläger der W. D. bei und schloss am 30.6.2008 einen Darlehensvertrag mit 

der Beklagten über 24.000 €. Auch dieser Beitritt wurde durch die P. V. vermittelt. Das Darlehen 

diente der Finanzierung der Beteiligung an der W. D. iHv 30.000 €. Die Darlehensvaluta wurden 

direkt an die W. D. ausbezahlt. Zusätzlich leistete der Kläger eine Eigenkapitaleinlage iHv 

6.000 €. 

Die Beklagte übermittelte dem Kläger neben dem Darlehensvertrag ein separates, mit 

„Widerrufsbelehrung“ betiteltes Dokument, welches vom Layout her mit dem Darlehensvertrag 

übereinstimmte und folgenden Wortlaut hatte: 
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Widerrufsrecht 

Ich kann meine auf den Abschluss dieses Darlehensvertrages gerichtete 

Willenserklärung binnen zwei Wochen widerrufen, sofern dieses Recht nicht nach 

dem folgenden Satz 3 ausgeschlossen ist. Widerrufe ich diesen 

Verbraucherdarlehensvertrag, so bin ich auch an meine auf den Abschluss des 

Beitritts an der 

W. D. (im Folgenden als „verbundener Vertrag“ bezeichnet) 

gerichtete Willenserklärung nicht mehr gebunden.  

Steht mir für den verbundenen Vertrag ein gesetzliches Widerrufsrecht zu, so ist mein 

Recht zum Widerruf dieses Verbraucherdarlehensvertrages ausgeschlossen.  

Erkläre ich dennoch den Widerruf dieses Verbraucherdarlehens gegenüber der Bank, 

so gilt dies als Widerruf des verbundenen Vertrags gegenüber dem Unternehmer.” 

Der Kläger führte das Darlehen am 29.8.2013 durch Einmalzahlung in Höhe von € 19.362,11 

vollständig an die Beklagte zurück. Im Zusammenhang mit dem Darlehen und dem Fondsbeitritt 

erbrachte der Kläger bis dahin Zahlungen von insgesamt 28.526,88 €, und zwar 3.164,77 € 

Zinsen, 19.362,11 € Tilgung sowie die Eigenkapitaleinlage iHv 6.000,- €. Er erhielt aus der 

Beteiligung an der W. D. Ausschüttungen iHv insgesamt 4.637,89 €, die jeweils zur Tilgung der 

noch offenen Darlehensforderung verwendet wurden. Im Oktober 2013 meldete die Initiatorin 

der W. D. Insolvenz an. Am 28.10.2013 erklärte der Kläger den Widerruf seiner auf den 

Abschluss des Darlehensvertrages gerichteten Willenserklärungen.  

Das Landgericht hat der Klage stattgegeben, mit der Begründung, dass ein Widerrufsrecht gem. 

§§ 491, 495 BGB bestanden habe. Die Frist habe nicht zu laufen begonnen, da die 

Widerrufsbelehrung nicht ordnungsgemäß erfolgt sei. Bei dem Darlehen und dem Fondsbeitritt 

habe es sich um verbundene Verträge gehandelt. Diesbezüglich sei die Widerrufsbelehrung 

missverständlich gewesen. Die Beklagte könne sich auch nicht auf die Wirksamkeitsfiktion des 

§ 14 Abs. 1, 3 BGB-InfoV berufen, da ihre Widerrufsbelehrung vom Muster der Anlage 2 zu § 14 

BGB-InfoV abgewichen sei. Eine Verwirkung des Widerrufsrechts komme nicht in Betracht. Das 

Umstandsmoment sei nicht erfüllt, denn der Kläger habe keinen Vertrauenstatbestand 

geschaffen, da er bereits zwei Monate nach Vertragsbeendigung den Widerruf erklärt habe. 

Auch aus anderen Gesichtspunkten sei kein rechtsmissbräuchliches Verhalten erkennbar. Das 

widersprüchliche Verhalten des Klägers, der zunächst am Vertrag festgehalten und sodann doch 
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das Widerrufsrecht geltend gemacht habe, lasse die Rechtsordnung grundsätzlich zu. 

Hiergegen richtet sich die frist- und formgerecht eingelegte Berufung der Beklagten. Sie macht 

geltend, die Widerrufsbelehrung sei ordnungsgemäß erfolgt und bezieht sich insoweit 

vollumfänglich auf ihr erstinstanzliches Vorbringen. Die Belehrung sei wörtlich aus dem 

Bankrechts-Handbuch von S./B./L. entnommen und von der Formulierung her klarer als die 

gesetzliche Vorgabe. Auch die Schutzwirkung des § 14 Abs. 1 BGB-InfoV a.F. greife ein. Die 

Abweichungen vom Mustertext seien unbeachtlich.  

Jedenfalls sei das Widerrufsrecht aber verwirkt. Sowohl Zeit- als auch Umstandsmoment seien 

erfüllt. Für das Zeitmoment sei allein auf den Zeitpunkt des Darlehensabschlusses abzustellen. 

Zwischen Darlehensabschluss und Widerruf hätten mehr als fünf Jahre gelegen. Im Hinblick auf 

das Umstandsmoment sei zu berücksichtigen, dass die Beklagte nach endgültiger vorzeitiger 

Tilgung nicht damit habe rechnen müssen, im Zusammenhang mit dem Darlehen noch in 

Anspruch genommen zu werden. Schon aufgrund des Grundsatzes „pacta sunt servanda“ 

könne das Widerrufsrecht nicht uneingeschränkt gelten. Dessen Schutzzweck sei zu 

berücksichtigen. Wirtschaftliche Erwägungen seien mit diesem nicht vereinbar. Der pauschale 

Hinweis darauf, dass der Widerruf nicht begründet werden müsse, genüge nicht. Im Einzelfall 

sei ein Missbrauch möglich. Es müsse ferner differenziert werden, ob gar keine Belehrung 

erfolgt sei oder immerhin der Versuch einer wirksamen Belehrung unternommen worden sei. In 

letzterem Fall sei keine Sanktion nötig, da der Darlehensgeber versucht habe, gesetzeskonform 

zu handeln (vgl. LG Frankfurt/Main, Urteil vom 27.10.2014 - 2-21 O 139/14). 

Darüber hinaus sei der Widerruf rechtmissbräuchlich, denn Schutzzweck des Gesetzes sei, den 

Verbraucher vor übereilten Entscheidungen zu schützen, nicht aber diesem die Ausnutzung 

einer formalen Rechtsposition zu ermöglichen, um sich von einem unliebsamen Geschäft frei zu 

zeichnen, welches sich nicht entsprechend den gehegten Erwartungen entwickelt habe. Auch 

könne nicht unberücksichtigt bleiben, dass der Kläger mindestens acht Beteiligungen am 

streitgegenständlichen Fonds sowie deren Finanzierungen vermittelt habe. Der Kläger habe sich 

widersprüchlich verhalten. Aus der langen Zusammenarbeit mit der Beklagten habe er 

erhebliche wirtschaftliche Vorteile gezogen. Der Kläger habe auch ein Interesse an einer 

unbedingten Wirksamkeit des Vertrages und damit einem zeitlich begrenzten Widerrufsrecht 

gehabt, da er die generierten Provisionen habe behalten wollen. Er könne sich nun nicht 

nachträglich doch auf eine Unwirksamkeit berufen und damit das bewusst bei Abschluss des 

Geschäfts eingegangene geschäftliche Risiko im Nachhinein auf die Beklagte abwälzen.  

 

Die Beklagte beantragt, 
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das Urteil des Landgerichts Hamburg vom 3.9.2014 abzuändern und die Klage 

abzuweisen. 

Der Kläger beantragt,  

die Berufung zurückzuweisen 

 

Der Kläger verteidigt das landgerichtliche Urteil unter Aufrechterhaltung und Vertiefung seines 

erstinstanzlichen Vortrags.  

Der Kläger ist vom Senat gem. § 141 Abs.1 ZPO angehört worden. Wegen des Ergebnisses der 

Anhörung wird auf das Protokoll der mündlichen Verhandlung vom 22.4.2015 Bezug 

genommen. 

 

II. 

Die Berufung ist begründet. Dem Kläger steht kein Anspruch auf Rückabwicklung der 

verbundenen Verträge aus §§ 491, 495, 355, 358, 357, 346 BGB a.F. zu. 

Der Kläger hat seine Darlehensvertragserklärung nicht wirksam widerrufen.  

1.) Wie zwischen den Parteien nicht im Streit ist, handelte es sich zwar bei der Beteiligung 

und dem zu deren Finanzierung geschlossenen Verbraucherdarlehensvertrag um 

verbundene Verträge iSv § 358 BGB a.F. und stand dem Kläger ein Recht zum Widerruf 

des Verbraucherdarlehensvertrags gem. §§ 495, 355 BGB a.F. zu, das nicht durch ein 

vorrangiges Widerrufsrecht gem. § 358 Abs.2 S. BGB a.F. ausgeschlossen war. Der 

Kläger konnte sein Widerrufsrecht gem. § 355 Abs.3 S. 3 BGB a.F. auch noch wirksam 

ausüben, denn die von der Beklagten erteilte Widerrufsbelehrung entsprach nicht den 

gesetzlichen Anforderungen der §§ 355 Abs.2 S.1, 358 Abs.5 BGB a.F.. 

Die Formulierung bezüglich der verbundenen Verträge ist irreführend, weil sie den 

unzutreffenden Anschein vermittelt, dass der Verbraucher sich in bestimmten Fällen 

ausschließlich von den Bindungen des finanzierten Geschäfts, nicht aber von den 

Bindungen des Darlehensvertrags lösen könne, da sein Widerrufsrecht in Bezug auf den 

Darlehensvertrag wegen des nach der gesetzlichen Regelung vorrangigen Widerrufs in 

Bezug auf das finanzierte Geschäft ausgeschlossen sei. Nach der Rechtsprechung des 
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BGH erfordert der mit dem Widerrufsrecht bezweckte Schutz des Verbrauchers eine 

umfassende und für den Verbraucher eindeutige Belehrung. Der Verbraucher soll 

dadurch nicht nur von seinem Widerrufsrecht Kenntnis erlangen, sondern auch in die 

Lage versetzt werden, zu entscheiden, ob er sein Widerrufsrecht auszuüben will. Für den 

Lauf der Widerrufsfrist kommt es auch nicht auf die Kausalität der Widerrufsbelehrung im 

Einzelfall an. Entscheidend ist vielmehr, ob die erteilte Belehrung durch ihre 

missverständliche Fassung -wie hier- objektiv geeignet ist, den Verbraucher von der 

Ausübung seines gegen den Darlehensvertrag gerichteten Widerrufsrechts abzuhalten 

(BGH, Urteil vom 23.6.2009 - XI ZR 156/08, zitiert nach juris, Rdnr. 20 ff).  

Auch die Schutzwirkung des § 14 BGB-InfoV kommt der Beklagten hier nicht zugute, 

denn der Verwender kann sich nach ständiger Rechtsprechung des BGH grundsätzlich 

nur auf die Schutzwirkung des § 14 Abs. 1, 3 BGB-InfoV a.F. berufen, wenn er ein 

Formular verwendet, das dem Muster sowohl inhaltlich als auch in der äußeren 

Gestaltung vollständig entspricht (vgl. BGH, Urteil vom 18.3.2014 - II ZR 109/13). Dies ist 

hier indes nicht der Fall, denn die Widerrufsbelehrung der Beklagten weicht inhaltlich von 

der Musterbelehrung ab und gibt den für den Fall einer Belehrung über einen 

Darlehensvertrag unter Ziffer 10 der Gestaltungshinweise vorgesehenen Hinweis nicht 

vollständig wieder. Dies stellt eine gezielte inhaltliche Anpassung der Belehrung an das 

individuelle Geschäft und damit eine inhaltliche Bearbeitung der Beklagten dar. 

2.) Es kann dahinstehen, ob der von der Beklagten geltend gemachte Einwand der 

Verwirkung greift, da die Ausübung des Widerrufsrechts jedenfalls wegen 

rechtsmissbräuchlichen Verhaltens ausgeschlossen ist.  

Das Rechtinstitut des Rechtsmissbrauchs ist hier anwendbar.  § 242 BGB gilt für das 

gesamte Privatrecht innerhalb und außerhalb des BGB (BGHZ 12, 157, 

Palandt-Grüneberg, a.a.O., § 242, Rdnr. 4 m.w.N).  Das „ewige Widerrufsrecht“ i.S.v. 

§ 355 Abs.3 S.3 BGB a.F. stellt entgegen der Auffassung des Klägers keine 

abschließende Sonderregelung dar, bei welcher es sich ebenfalls um eine Ausprägung 

des Grundsatzes von Treu und Glauben handelt und die deshalb eine Anwendung der 

allgemeinen Regeln ausschließen würde (so Palandt-Grüneberg, Bürgerliches 

Gesetzbuch, 74. Aufl. 2015, Rdnr. 38 zu § 27 VersAusglG). Geregelt ist vielmehr 

lediglich das zeitlich unbegrenzte grundsätzliche Weiterbestehen des Widerrufsrechts, 

sofern dem Verbraucher keine ordnungsgemäße Belehrung über das Widerrufsrecht 

erteilt worden ist. Dies schließt jedoch die Anwendung der Grundsätze von Treu und 

Glauben im Einzelfall nicht aus. 
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Nach allgemeiner Auffassung führt jede rechtliche Sonderverbindung nach Maßgabe des 

§ 242 BGB dazu, dass die Beteiligten sich so zu verhalten haben, wie es von einem 

redlich Denkenden zu erwarten ist. Die Ausübung aller aus einem Rechtsverhältnis 

fließenden Rechte und Rechtspositionen steht unter diesem Vorbehalt, der somit auch 

Gestaltungsrechten entgegengehalten werden kann (vgl. Larenz/Wolf, Allgemeiner Teil 

des BGB, 8. Aufl. 1997, § 16, Rn. 25). Ein Ausfluss dieses Rechtsgedankens ist das 

Institut der Verwirkung, daneben kann eine Rechtsausübung aber auch wegen Fehlens 

eines berechtigten, schutzwürdigen Eigeninteresses zu versagen sein (Larenz/Wolf, 

aaO., § 16 Rnrn. 36 und 46). Dies ist zum einen anzunehmen, wenn eine bestimmte 

Befugnis zwar bei formaler Anwendung des Wortlautes einer Norm gegeben ist, aber 

aufgrund besonderer Umstände des Einzelfalles ein berechtigtes Interesse an der 

Ausübung der formalen Rechtsposition nicht besteht. Zu dieser Fallgruppe gehört auch 

die Ausübung eines Rechts als Vorwand für die Erreichung vertragsfremder oder 

unlauterer Zwecke (Larenz/Wolf, aaO., Rn. 36, 37; Palandt-Grüneberg, a.a.O., § 242 

Rdnr. 50). Die Geltendmachung eines Gestaltungsrechtes ist daher auszuschließen, 

wenn sie zu einem Zweck erfolgt, der der Zwecksetzung der Norm, die dieses 

Gestaltungsrecht grundsätzlich eröffnet, zuwiderläuft (RGZ 73, 172; RGZ 142, 222). 

Gleiches gilt bei der Ausnutzung einer durch eine Norm formal eröffneten Rechtsposition, 

soweit dadurch die wesentlichen, auf den Zweck der Gestaltung abgestellten, rechtlich 

beachtenswerten Interessen des anderen Vertragsteiles nachhaltig beeinträchtigt werden 

(Staudinger-Weber, Bürgerliches Gesetzbuch,11. Aufl. 1961, § 242, Rn. D 38; ebenso 

Palandt-Grüneberg, a.a.O. § 242, Rn. 50). Zudem ist die Geltendmachung einer 

Rechtsposition auch dann zu versagen, wenn der Rechtsinhaber sich in einen 

unauflösbaren Widerspruch zwischen gegenwärtigem und früherem Verhalten begibt 

(BGHZ 130, 371), wobei es entscheidend darauf ankommt, ob der Inhaber der fraglichen 

Rechtsposition sich durch sein späteres Verhalten in Widerspruch zu dem ursprünglich 

eingenommenen Rechtsstandpunkt stellt, wenn etwa Vorteile in Anspruch genommen 

und die dazugehörigen Nachteile abgewehrt werden sollen 

(Staudinger-Looschelders/Olzen, BGB, Neubearbeitung 2015; § 242, Rn. 297 m.w.N.). 

So verhält es sich hier:  

Das Widerrufsrecht will den Verbraucher vor einer übereilten Bindung an seine auf 

Abschluss des Darlehensvertrages gerichtete Vertragsentscheidung schützen. Dem 

Verbraucher soll deshalb bei Entscheidungen mit erheblicher wirtschaftlicher Bedeutung 

und Tragweite wie dem Abschluss eines Verbraucherdarlehens Gelegenheit gegeben 

werden, das Darlehensangebot noch einmal zu überdenken (BGH XI ZR 6/12, zitiert 

nach juris, Rdnr. 24). Aufgrund der konkreten Umstände und auch nach dem Ergebnis 
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der persönlichen Anhörung des Klägers ist hier jedoch davon auszugehen, dass der 

Kläger das Widerrufsrecht dazu nutzt, um sich von einer sich im Nachhinein als 

Verlustgeschäft herausstellenden Anlage zu trennen. 

Der Kläger hatte aufgrund seiner Ausbildung und der konkreten beruflichen Befassung 

mit der Beteiligung schon bei der Zeichnung genaue Kenntnisse über die wirtschaftliche 

Bedeutung und Funktionsweise sowie Risiken der Beteiligung. Als Anlageberater hatte er 

seine Kunden insbesondere über das besondere Risiko einer finanzierten 

Vermögensanlage zu beraten, nämlich dass die Darlehensraten weiter zu begleichen 

sind, auch wenn die Anlage aus irgendwelchen Gründen wirtschaftlich kein Erfolg wird. 

Er war zudem, wie er in der mündlichen Verhandlung bestätigt hat, über das bestehende 

Verbraucherwiderrufsrecht informiert und hat nicht in Erwägung gezogen, von diesem 

Gebrauch zu machen. Er hat die Beteiligung -bei der nach seinen Angaben drei von vier 

Projektstandorten gut liefen- vielmehr über fünf Jahre gehalten und den Widerruf erst zu 

dem Zeitpunkt erklärt, als der Fonds drohte, in eine finanzielle Schieflage zu geraten.  

Soweit der Kläger in der mündlichen Verhandlung versucht hat, den Widerruf damit zu 

erklären, dass er sich von der finanzierten Beteiligung habe trennen wollen, da ihm der 

Umstand der Finanzierung nicht mehr zugesagt habe und er über freie Mittel verfügte, 

um das Darlehen abzulösen, vermochte dies nicht zu überzeugen. Zum einen hatte er 

das Darlehen bereits im August 2013 vollständig getilgt und musste von daher keine 

Finanzierung mehr bedienen. Die Erklärung des Widerrufs erfolgte zudem im 

unmittelbaren zeitlichen Zusammenhang mit der Insolvenzanmeldung der Initiatorin der 

streitgegenständlichen Fondsgesellschaft, der W. I., deren persönlich haftendem 

Gesellschafter eine Veruntreuung von Anlegergeldern vorgeworfen wurde. Der Kläger 

hat dazu auch selbst bestätigt, dass es bereits Presseberichte über die gegen H. M. S. 

laufenden staatsanwaltlichen Ermittlungen gab.  

Hinzu kommt, dass der Kläger, wie er auf Vorhalt der Anlage B 5 selbst bestätigt hat, 

etliche von ihm betreute Anleger sowie auch Anleger, die die Beteiligung nicht über die 

P. V. gezeichnet hatten, hinsichtlich eines möglicherweise noch bestehenden 

Widerrufsrechts beraten hat und dieses dann für diese Kunden gegenüber der Beklagten 

geltend gemacht hat. Dies alles belegt, dass Hintergrund seines Widerrufs nicht der 

Umstand der Finanzierung der Anlage war, sondern dass es ihm darum ging, den 

nunmehr zu befürchtenden wirtschaftlichen Schaden wegen der vorgeworfenen 

Veruntreuungen durch S. und der Insolvenz der Initiatorin der W. I. von sich selbst und 

den betreuten Anlegern abzuwenden und sich von einer Beteiligung, aus der er zunächst 

Vorteile hatte ziehen können, nun aufgrund der geänderten Situation zu lösen.  
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Damit stellt er sich jedoch zum einen in erheblichen Widerspruch zu seinem früheren 

Verhalten. Der Kläger hatte die Beteiligung unstreitig in acht Fällen -teilweise 

einschließlich der Finanzierung- selbst vermittelt und einunddreißig Beteiligungen waren 

von der P. V. an Kunden vertrieben worden, wobei dafür jeweils Provisionen jedenfalls 

an die P. V. geflossen waren. Er hatte demnach nicht nur die Vorteile aus der von ihm 

selbst gezeichneten Beteiligung gezogen, sondern darüber hinaus an den Vermittlungen 

unmittelbar verdient. 

Es fehlt außerdem an einem schutzwürdigen Eigeninteresse und darüber hinaus werden 

rechtlich beachtenswerte Interessen der Beklagten nachhaltig beeinträchtigt. Sinn und 

Zweck der Widerrufsvorschriften ist nicht, den Verbraucher von bewusst eingegangenen 

Spekulationsrisiken zu entlasten und ihm zu ermöglichen, diese im Nachhinein auf die 

Bank abzuwälzen. Dies zeigt schon die gesetzliche Regelung des § 359 a Abs. 3 BGB (§ 

491 Abs.3 Nr.2 BGB a.F.), wonach § 358 Abs. 2, 4 und 5 sowie § 359 BGB nicht 

anzuwenden sind auf Darlehensverträge, die der Finanzierung des Erwerbs von 

Finanzinstrumenten dienen. Hintergrund dieser Regelung ist, dass der Verbraucher nicht 

das Risiko von Kursschwankungen auf den Darlehensgeber abwälzen können soll 

(Palandt-Grüneberg, 73. Aufl., § 359a, Rdnr. 6).  Zwar sind Anteile an geschlossenen 

Fonds kein Finanzinstrument i.S.d. § 1 Abs.11 KWG (vgl. Schäfer in 

Boos/Fischer/Schulte-Mattler, KWG 4. Aufl., Rndr. 218a zu § 1 KWG). Hier handelt sich 

jedoch ebenfalls um eine –spekulative- Vermögensanlage, so dass jedenfalls der in der 

gesetzlichen Regelung zum Ausdruck kommende Rechtsgedanke mit heranzuziehen ist. 

Damit stellt sich im Rahmen der gebotenen Gesamtabwägung die Ausübung des 

Widerrufsrechts durch den Kläger als grob treuwidrig und damit unwirksam dar. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 91 Abs.1 ZPO. 

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit folgt aus §§ 708 Nr.10, 709 S.2, 

711 ZPO.  

Die Revision war nicht zuzulassen. Die Frage, ob das Institut des Rechtsmissbrauchs in 

Fällen wie diesem anwendbar ist, ist nach den obigen Ausführungen höchstrichterlich 

geklärt. Bei der Beurteilung, ob das konkrete Verhalten des Klägers als 

rechtsmissbräuchlich anzusehen ist, handelt es sich um eine reine 

Einzelfallentscheidung. 


